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1. Art der baulichen Nutzung (§9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§1 bis 11 BauNVO)

SO
PV

Sonstiges Sondergebiet für Anlagen zur Nutzung von Solarenergie gem. §11,
Abs. 2 BauNVO

Zulässig ist die Errichtung einer Photovoltaikanlage mit Kleinbauwerken für Wechselrichter / Trafo-
stationen, der Einfriedung sowie weiteren untergeordneten Nebenanlagen, die für den technischen
Betrieb und die Pflege der Photovoltaikanlage erforderlich sind.
2. Maß der baulichen Nutzung (§9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §16 BauNVO)

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen (§9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§22 und 23 BauNVO)

9. Grünflächen (§9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB)

Baugrenze

13. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz,
      zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft (§9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und 
      Abs. 6 BauGB)

Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Natur und Landschaft (Ausgleichsflächen)

15. Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungs-
bereichs des Bebauungsplans

Zaun ohne Sockel, Abstand
zum Boden mind. 15 cm

Zufahrt mit Tor

dreireihige, freiwachsende Hecken (Eingrünung) -
Maßnahme E3 (textliche Festsetzungen 1.7.3)

Wiesenansaat und Pflege im Bereich der Photovoltaikanlage
 - Maßnahme E1 (textliche Festsetzungen - 1.7.1)

Einzelbäume zu pflanzen 

Einzelbäume zu erhalten

Obstbäume zu pflanzen 

Obstbäume zu erhalten

Wiesensaum - Maßnahme E2
(textliche Festsetzungen 1.7.2)

Obstwiese 

Maximale Modulhöhe 3,40 m.
Die maximalen Höhen sind ab natürlicher Geländeoberkante zu messen.
Maximal zulässige GRZ = 0,3
Für die Ermittlung der Grundflächenzahl ist die gesamte Fläche des festgesetzten Geltungsbe-
reiches maßgeblich.
Bei der Berechnung der Grundfläche sind jeweils die von den Modulen und sonstigen baulichen
Anlagen überragten Flächen anzurechnen, nicht jedoch die unbefestigten Wege bzw. Abstands-
flächen zwischen den Modulreihen.

3078

E1

10.00

Flurgrenze mit Flurnummer

bestehende Gebäude außerhalb des Geltungsbereiches

Module

Weg

Maßkette

Maßnahmen

Sparten Bayernwerk (nachrichtlich übernommen)

Schutzzone (min. 7,50 m)
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Gemarkung Aholming

Gemeinde Aholming

Landkreis Deggendorf

Aufstellungsbeschluss (§ 2 Abs. 1 BauGB):
Der Gemeinderat Aholming hat die Änderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
„SO Solarpark - Breitfeld" durch Deckblatt Nr. 2 am 20.06.2023 beschlossen.

Öffentliche Auslegung des Planentwurfs (§ 3 Abs. 2 BauGB):
Der Entwurf vom ..................... wurde gemäß § 3 abs. 2 BauGB in der Zeit vom ..................... 
bis ..................... im Rathaus der Gemeinde Aholming öffentlich ausgelegt. Ort und Zeit der 
Auslegung sind am ..................... ortsüblich bekannt gemacht worden.

Behördenbeteiligung (§ 4 Abs. 2 BauGB):
Die Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit 
Schreiben vom ..................... eingeholt. Es wurde dafür eine Frist bis ..................... gesetzt.

Satzungsbeschluss:
Der Gemeinderat hat die Änderung des Bebauungsplanes „SO Solarpark - Breitfeld" durch 
Deckblatt Nr. 2 am ..................... gemäß § 10 BauGB als Satzung beschlossen.

Inkrafttreten (§ 10 Abs. 3 BauGB):
Die Gemeinde Aholming hat den Satzungsbeschluss am ..................... ortsüblich bekannt 
gemacht. Mit der Bekanntmachung ist der Bebauungsplan „SO Solarpark - Breitfeld" durch 
Deckblatt Nr. 2 in Kraft getreten.

Aholming, den .....................

..........................................
Martin Betzinger, 1. Bürgermeister

Entwurf                                                                   06.11.2023

Kornelkirsche
Hartriegel
Hasel
Pfaffenhütchen
Heckenkirsche
Liguster
Schlehe
Kreuzdorn
Hunds-Rose
Sal-Weide
Holunder
Wolliger Schneeball

Berg-Ahorn
Feld-Ahorn
Sandbirke
Hainbuche
Wild-Apfel
Vogel-Kirsche
Pflaume
Holz-Birne
Stiel-Eiche
Eberesche
Sommerlinde

2. TEXTLICHE HINWEISE (1/1)

2.1 Landwirtschaft
Der Betreiber grenzt an landwirtschaftliche Nutzflächen an und hat deshalb Emissionen, 
Steinschlag und ev. Verschmutzungen aus der Landwirtschaft (z.B. Staub) entschädigungslos 
hinzunehmen. Eine Haftung der angrenzenden Landbewirtschafter ist ausgeschlossen. Eine 
Verunkrautung der Fläche während der Nutzungsdauer der Photovoltaikanlage ist zu ver-
hindern. Der Grünlandaufwuchs ist zu entfernen. Ein Mulchen würde zu erhöhtem Nährstoff-
eintrag ins Grundwasser führen.

2.2 Umgang mit wassergefährdenden Stoffen
Ein evtl. Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (z.B. Öle im Bereich von Trafos und/ oder 
Wechselrichtern) hat entsprechend den einschlägigen Vorschriften, insbesondere der Ver-
ordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen und über Fachbetriebe 
(Anlagenverordnung – VawS) zu erfolgen.

Projekt: P2207110_Solarpark_Breitfeld

Änderung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans mit integriertem Grün-
ordnungsplan „SO Solarpark - Breitfeld" 
durch Deckblatt Nr. 2

Das Mähgut ist abzutransportieren. Auf eine Düngung der Fläche ist zu verzichten. Alternativ 
kann eine Beweidung mit einer GV/ha 0,8-1,0 durchgeführt werden. Sollte eine Beweidung in 
Erwägung gezogen werden, muss eine Beratung beim zuständigen Berater für Schafhaltung, 
Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Abensberg-Landshut, durchgeführt werden.

1.7.2 Ansaat eines Saumes
E2: Außerhalb der festgesetzten Heckenpflanzung ist auf einem 2m Abstandstreifen zu den 
Nachbargrundstücken ein Wiesensaum anzusäen. Der Saum soll einmal pro Jahr im Herbst 
gemäht werden. Das Mähgut ist abzutransportieren. Auf eine Düngung ist zu verzichten.

1.7.3 Gehölzpflanzungen
E3: Die Anlage wird auf der Süd-, Ost-, Nord- und Westseite mit einer 3-reihigen Hecke aus ein-
heimischen Sträuchern und einzelnen Bäumen eingegrünt. Der Pflanzabstand beträgt 
1,5 x 1,5 m. Zum Isarauwald soll ein Waldrand aufgebaut werden. Hier werden zusätzlich mind. 
20% Baumanteil eingebracht. Am nordöstlichen Rand wird eine Streuobstwiese angelegt. Auf 
der Fläche ist eine Grünlandansaat vorzunehmen und 5 Jahre abzumagern. Dazu ist die Fläche 
3 mal jährlich zu mähen und das Mähgut abzutransportieren. Danach kann in Absprache mit der 
Unteren Naturschutzbehörde eine Ansaat von autochthonem Saatgut oder eine Mähgutüber-
tragung durchgeführt werden. Zum Schutz vor Wildverbiss ist die Pflanzung mit einem Wild-
schutzzaun zu versehen. Der Zaun ist zeitlich befristet bis der Bewuchs der Eingrünung eine er-
forderliche Höhe und Dichte erreicht hat. Nach max. 7 Jahren verpflichtet sich der Betreiber den 
Wildschutzzaun zu entfernen. Die Pflanzung ist spätestens in der Pflanzperiode nach Errichtung 
der Anlage fertigzustellen. Die Heckenpflanzungen sind regelmäßig zurückzuschneiden, um Be-
einträchtigungen angrenzender Grundstücke durch überhängende Zweige zu vermeiden.

Pflanzqualitäten
Bäume:  v. Heister, 100-150 cm
Obstbäume:  Hochstamm, 3xv, STU 12-14 cm
Sträucher:  v. Str, mind. 3-5 Triebe, 60-100 cm

Es sind Sträucher aus folgender Pflanzliste zu verwenden:
Cornus mas   
Cornus sanguinea   
Corylus avellana   
Euonymus europaeus  
Lonicera xylosteum   
Ligustrum vulgare   
Prunus spinosa   
Rhamnus catharticus  
Rosa canina    
Salix caprea    
Sambucus nigra   
Viburnum lantana   
Als Bäume sind folgende Arten zu verwenden:
  

1.1 Größe der Baugrundstücke und Nutzungen
Die Fläche des Geltungsbereiches der Deckblattnummer beträgt 79.390 m². Die Grundflächen-
zahl beträgt 0,3. Als Nutzung ist die Errichtung einer Photovoltaikanlage mit Kleinbauwerken 
für Wechselrichter sowie untergeordneten Nebenanlagen und Einrichtungen festgelegt. Ein-
gespeist wird vermutlich im direkt angrenzenden Trafohaus neben dem Feldweg. 

1.2 Bauweise
Funktionsbedingt gemäß Plandarstellung. Die max. Modulhöhe beträgt 3,40 m, die Ausrichtung 
erfolgt nach Süden. 
Verwendung der bestehenden Aufständerung

1.3 Abstandsflächen
Die Abstandsflächen regeln sich nach Art. 6 BayBO, soweit sich nicht aus den Festsetzungen 
andere Abstände ergeben.

1.4 Gestaltung der baulichen Anlagen
Die bestehenden baulichen Anlagen sowie die Modulaufständerung werden erhalten und 
bleiben in ihrer Ausführung unverändert. Die Reihen der Photovoltaikanlage sind der natürlichen 
Hangbewegung anzupassen. Statt Betonfundamente sind nur Metallschraubfundamente zu-
lässig. Die Gebäude für Wechselrichter und landschaftsgebunden zu gestalten und mit einem 
Flachdach oder Satteldach zu versehen. Die Firsthöhe darf nicht höher als 4,0 m sein.

1.5 Garagen und Nebengebäude
Entfällt

1.6 Einfriedungen
Die bestehende Einfriedung wird gänzlich erhalten. Zaunart, Zaunhöhe und Zauntore bleiben 
unverändert.

Zaunart:
Das Grundstück ist mit einem verzinkten Maschendrahtzaun plangemäß (innerhalb der Gehölz-
pflanzung) einzuzäunen. Der Abstand zwischen Boden und Zaunfeld muss mindestens 15 cm 
betragen.
Zaunhöhe:
Max. 2,0 m über Gelände.
Zauntore:
In Bauart der Zaunkonstruktion.

1.7 Grünordnung
Die Grundsätze der Grünordnung bleiben erhalten.

1.7.1 Wiesenansaat im Bereich der Photovoltaikanlage
E1: Im Bereich der Photovoltaikanlage ist auf dem Ackerstandort eine Grünlandansaat vorzu-
nehmen. In den ersten 5 Jahren ist aufgrund des Nährstoffüberschusses der Ackerfläche eine 
3-malige Mahd durchzuführen. Nach 5 Jahren kann die Mahd auf  2x pro Jahr reduziert werden. 

Acer pseudoplatanus  
Acer campestre   
Betula pendula   
Carpinus betulus   
Malus sylvestris   
Prunus avium   
Prunus domestica  
Pyrus communis   
Quercus robur   
Sorbus aucuparia   
Tilia platyphyllos 

1.7.4 Ausgleichsmaßnahmen
Im Zuge der Deckblattänderung werden keine weiteren Ausgleichsmaßnahmen erforderlich. 
Der bestehende Ausgleich bleibt im Zuge der Weiternutzung der Freiflächenphotovoltaikan-
lage bestehen.  Der nach § 1a Abs. 3 in Verbindung mit § 9 Abs. 1a BauGB erforderliche 
Ausgleich wird über eine 1.784 m² große Fläche (Heckenpflanzung) innerhalb des Geltungs-
bereiches des Bebauungsplanes und 14.698 m² auf externen Flächen erbracht. Ausgleich 
Heckenpflanzung: Angrenzend an die östliche Eingrünung der Anlage wird eine frei-
wachsende, dreireihige Hecke (1.784 m²) aus heimischen (autochthonen) Bäumen und
Sträuchern gepflanzt. Pflanzabstände, Qualitäten und Arten sind der obenstehenden Pflanz-
liste zu entnehmen. Zum Schutz vor Wildverbiss ist die Pflanzung mit einem Wildschutzzaun
zu versehen. Der Zaun ist zeitlich befristet bis der Bewuchs der Eingrünung eine erforderliche 
Höhe und Dichte erreicht hat. Nach max. 7 Jahren verpflichtet sich der Betreiber den Wild-
schutzzaun zu entfernen. Die Pflanzung ist spätestens in der Pflanzperiode nach Errichtung 
der Anlage fertigzustellen.

1.8 Elektrische Leitungen
Südlich des Solarparks verläuft eine 380 kV Höchstspannungsleitung. Die Leitungsschutz-
zone mit einer Breite von 35m beidseitig ist von Baumpflanzungen freizuhalten. Am Südrand 
verläuft darüber hinaus eine 20kV Doppelfreileitung. Die Schutzzone mit einer Breite von 
7,5 m links und rechts ist von Baumpflanzungen freizuhalten. Die gültigen Unfallverhütungs-
vorschriften der Berufsgenossenschaft der Feinmechanik und Elektrotechnik für elektrische 
Anlagen und Betriebsmittel (VBG 4) und die darin aufgeführten VDE-Bestimmungen sind ein-
zuhalten. Information erfolgt durch die E.ON. Das "Merkblatt über Baumstandorte und unter-
irdische Ver- und Entsorgungsanlagen", herausgegeben von der Forschungsgesellschaft für 
Straßen- und Verkehrswesen, ist zu beachten. Die Abstandszone von 2,50 m beiderseits von 
Erdkabeln ist von Pflanzungen freizuhalten. Der Beginn aller Baumaßnahmen, dazu gehört 
auch das Pflanzen von Bäumen und Sträuchern, ist der E.ON (EVU) rechtzeitig zu melden.
Für Schäden an der Photovoltaikanlage, die durch Eisabwurf von den Freileitungen ent-
stehen, wird keine Haftung durch die Netzbetreiber übernommen.

1.9 Zetiliche Begrenzung der Nutzung und Festsetzung der Folgenutzung
Die Nutzung ist für einen bestimmten Zeitraum zulässig. Die Nutzung ist befristet auf die

„Nutzung der Basisdaten der
Bayerischen Vermessungsverwaltung“

mögliche Funktions- und Betriebszeit. Nach Nutzungsende ist die Anlage abzubauen und das 
Grundstück wieder der landwirtschaftlichen Ackernutzung zur Verfügung zu stellen. 

1.10 Blendwirkung, elektromagnetische Felder
Es sind blendfreie (entspiegelte) Solarmodule einzusetzen.
Elektromagnetische Felder der Anlage sind so auszuführen, dass die Schutz- und Vorsorge-
werte gemäß 26. BImSchV eingehalten werden.

1.11 Flurschäden
Die öffentlichen Feld- und Waldwege, die durch die Baumaßnahme beansprucht werden, sind 
durch den Betreiber entsprechend dem ursprünglichen Zustand wieder herzustellen.

1.12 Denkmalpflegerische Belange
Eventuell zu Tage tretende Bodendenkmäler unterliegen der Meldepflicht an das Bayerische 
Landesamt für Denkmalpflege oder die Untere Denkmalschutzbehörde gemäß Art. 8 Abs. 1-2 
DSchG. Art. 8 Abs. 1 DSchG: Wer Bodendenkmäler auffindet ist verpflichtet, dies unverzüglich 
der Unteren Denkmalschutzbehörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur 
Anzeige verpflichtet sind auch der Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks sowie der 
Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben. Die Anzeige eines 
Verpflichteten befreit die übrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt 
haben, aufgrund eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch Anzeige an den Unternehmer 
oder den Leiter der Arbeiten befreit. Art. 8 Abs. 2 DSchG: Die aufgefundenen Gegenstände und
der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen,
wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände vorher freigibt oder die Fort-
setzung der Arbeiten gestattet.


